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Eine zu-

137ste Sitzung der deutschenMazionalversanimlungin girankfnrt a. M.

-1·Deutsche Handels -

Auf der Tagesordnung stand die Berathung des Von dem Ab-

geordneten Herrn Stahl Namens des volkswirthschaftlichen Aus-

fchusseserstatteten Berichtes über-die in der Sitzung vom 23.Sep.tem-
ber v. J. gemachten Vorschlägedes Herrn Reichs-Handelsministers
Duckwilz, die kommerzielleEinheit Deutschlandsbetreffend. Der

Ausschußhatte sich bei dieser Berathung in eine Majorität und
eine Minorität gespalten, deren wesentlicheDivergenz darin lag, daß
die Majorität (10 Stimmen) der Zentralgewaltdie Einbringung
von Gesetzentwürfenin Bezug auf Handels- und Industrie-Politik
des.Reichs überlassenwollte, währenddie Minorität (auch 10

SUIJMUSWkaut den Unterschriften!) es für gerathener hielt," daß die

Nazwnalvelsatnmlungsofort einen Gesetzentwurfzur Feststellung
der deutschen Handels- und Industrie-Politik berathe. Eine

Anzahlvon Mitgliedern (7) der Minderheit hatte es überdies
sur nothig gefunden, sich über die Grundsätzeim Einzelnen aus-

zusprechen Mit denselben ist auch eine sehr großeMajorität des

Ausschusses(18 Stimmen gegen 3 Stimmen einverstanden), und
eine Trennung der Ansichtenist nur in Bezug darauf eingetreten,ob es
besser«sei-daß man der Zentralgewalt oder der Reiche-ver-

samfnlungdie Jniziative in der Angelegenheitüberlasse.Unserer
AnskchtNach ktznn·darüberein Zwiespalt der Meinungen herrschen
ohneGefahrsur die Geltendmachungder großenGrundsätze,welche
Ple»MInd»h»«taufstsllshound die wie Niemand bezweifeln wire-,
ZUIhren klemstm AUscanenauch die unsrigen sind. Wir glauben
Jedochunseren Freunde INder Minderheit nicht zu nahe zu treten,
wenn wir die AnsichtsUk kikne verwerfliche halten, daß die Zen-
tralgewalt, deren Handhabewir in der Hand des ekstm Staates
im Zollvereine zu sehen von Herzen wünschen,unser Vertrauen
micht täuschenwerde, in dem wir fest erwarten, sie werde eine

gesät-ew-und Industrie-Politikentfalten, IwelchnDeukschkMdsEIN-
twi

en entspricht und seiner Stellung·t«VdetgIst. Ja, die Zen-
, Sekvaltkann gar keine andere Politik annehmen, und trotzdem
Daß die Nazionalversammlungden Antrag der Minderheit abge-
Woksm»Dasmöchten wir behaupten, daß-die bedeutend größte
MehthlssUEJdie, von der Minderheit entwickelten Grundsätzeist-
das Mlnlstskmmeingeschlossen. Auf den Bestand des Letzkektn
kommt, meinen wir, auch nicht gar so Viel an, Denn wer in

Deutschlandherrschenwill, nach dem was geschehen ist, geschieht

und Indirftriepolitik.
und noch geschehen wird, der kann nicht herrschen ohne die ma-

teriellen Interessen zu befriedigen. Diese aber sind zusam-
men gefaßt zu wohlverstandenem gleichen Vor-theilt im Acker-

bau und Gewerbe, unterstütztvom deutschen Handel. Die da-

gegen wirkenden Belange des ausländischenHandels können
unmöglichRaum gewinnen, jetzt, wo das Volk eine Stimme hat.
Und es wird sie vernehmlich ertönen lassen, gleichviel ob durch
Enquåten oder durch Schrift oder Presse, oder ausgesprochen
durch seine Organe in den deutschen Ständeversammlungen. Der

Weg der Enqueten wird von v. Reden besonders warm bevor-

tvortet, und er ist auch in manchen Fällen ein höchstnothwendi-
ger, aber man wird es uns zugeben müssen,ein sehr zeitrauben-
der, wenn man ihm gründlichfolgen will. Er Muß später im-
mer eingeschlagen werden, damit die Aus- Und FOkkbikVUUSM

Handels- und Industrie-Politik in richtigen Bahnen bleibe« Iehk
aber handelt es sich darum, rasch vorzugehen, Und nach den Ver-

sicherungen des Handelsministers haben wir bald Vorlagen zu ek-

warten, die, man kann es nicht anders glauben, in Uebereinstimm-
ung mit den deutschen Regierungen bearbeitet worden sind. Was
davon ab oder hinzu zu thun sein wird, darüber wird die Na-

zionalversammlung sich auszusprechen haben. Dieses wird der

Augenblick sein, wo jene deutschen Männer ihre Stimmen erhe-
ben und ihren ganzen Einfluß geltend machen müssen, um die

Grundsätzezur Annahme zu bringen, welche die Minderheit des

Ausschusses zur Aussprache gebracht, und die von ihren Rednekn

und besonders vom Referenten Eisenstuck mit der gansz Krafi
der Wahrheit Vettheibigt wurden, in der Sitzung der Nationalver-

sammlung über die wir berichten. Wir würden zweiftman Ver sie-
genden Gewalt der Wahrheit und Nothwendigkeit, wenn Wir nicht die

feste Ueberzeugungaussprächen,daß das Ministeklum der Ansicht
der Minderheit, die im Wesentlichen die der großenMehrheit
im volkswikkhschastcichenAusschuß in der Nazwnalversammlung
und in Deutschlandist, die

» chuldige Rechnungtragen-O und in

diesem Geiste nicht seine Gesetzentwükfekaingen wird. Daß
aber die Minderheit die Gelegenheit benudt hat, zu sagen Was

Millionen Deutsche mit der entschiedenstenKraft wollen, dafür
wird ihr weder der Dank noch der Ruhm entgehen. UnserMis-

fallen, gelind ausgedrückt,aber allen Denen, welchedurch die Hast
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wiesen, daß sie auf einem Standpunkt stehen, der sowol die korn-

merzielle als politischeEinheitDeutschlelndsnicht zu fördern geeig-
net ist. Das Mancrandum, von— dein jetzigen Herrn Handels-
minister Dunkin welches wir in Nummer 77. und 79. v. I.
dieser Zeitung in Ertenso gaben, wird uns rechtfertigen für ein

Vertrauen, wie wir es ausgesprochen habenz und die neuesten
höchstzu beklagendenWirrnissemit Oesterreich, das nicht zu Deütsch-
land will und kann, doch auch nicht will, daß Preußen an die

Spitze von Deutschland komme, werden zur Beschleunigung kräf-
tiger Maaßregeln drängen.Ueberdies bleibt auch ein späterer?An-

schluß Oesterreichs unmöglich, wenn wir uns nicht zu jener
Handel- und Industrie-Politik bekennen, welche Oesterreich unter

keinen Umständenaufgeben kann. Unsere Aufgabe ist es mitzu-
wirken, den großen Grundsatz des Schutzes der Arbeit zur vollen

Geltung zu bringen, und deswegen müssen wir die wesentlichen
Dokumente und Erörterungender 137sten Sitzung in unsere Spalten
aufnehmen. Zunächstlassen wir die beiden Berichte der Mehr-
und Minderheit des volkswirthschastlichen Ausschussesfolgen.

se
g«

Bericht des volkswiethfchaftlichen Ausschusses
über die in der Sitzung vom 23. September V. J. gemachte

Vorlage des Reichs-HandelsministersDuckwitz.

Berichterstatter: Abgeordneter Stahl. Der Herr Reichs-
Handelsminister hat in der Sitzung vom 23. Sept. der hohen
Nazionalversammlung den Plan vorgelegt, nach welchem er die

Ermächtigungwünscht,die kommerzielleEinheit Deutschlands zu

begründen.Auf die gegebenenGrundzügehin heischt der Herr
Reichs-Handelsminister die Ermächtigungzur Umwandlung der

Handels- und Schifffahrtsverträgeder einzelnen deutschen Staaten
in Reichsverträge,zur Abfassung des Reglements für den Konsu-
lardienst, zur Gesetz-vorlageüber die Erfordernisse eines deutschen
Schiffes, zur Gesetzvorlagezum Behufe der Handels- und Zoll-
einheit Deutschland. Der volkswirthschaftlicheAusschuß,welchem
die hohe Nazionalversammlung die Vorlage des Handelsministers
zum gutachtlichen Bericht übergebenhat, glaubt in Bezug auf die

vom Herrn Reichs-Handelsminister aufgestelltenGrundsätzeder ho-

hen Versammlung keine Anträgestellen zu sollen. Eine konstitui-
rende Versammlung hat offenbar keinen Anlaß,sichüber allgemeine
Grundsätzeauszusprechen, vielmehr wird sie ihre Grundsätzein
den erlassenen Gesetzen und Beschlüssenausdrücken. —- Was die

Ermächtigungdes Reichs-Handelsministerszur Vorlage von Gese-
tzen betrifft, so stimmt der volkswirthschaftlicheAusschußmit dem

Handelsministerium überein, daß diesem die nachgesuchteErmäch-
tigung zu ertheilen sei. Der volkswirthschaftlicheAusschußaner-

kennt, daß eine einheitlicheAuffassungund Bearbeitung aller hierher
gehörigenGesetzewünschenswerth;er glaubt, daß solche Gesetze
zahlreiche, zeitraubende Vorarbeiten erheischen, welche das Ministe-
rium leichter und schnellerfertigen kann, als der Ausschuß der ho-
hen Nazionalversammlung,dessen Zeit Und Kraft ohnehin durch
den Umfang und die Mannigfaltigkeit seiner Aufgabe zersplittert
und absorbirt wird, so daß es gewißzweckmäßigist, diese Aufgabe
zu theilen und den einen Theil derselben von dem Ministerium in

Angkiffnehmen zu lassen. Der volkswirthschastlicheAusschußstellt
daher folgenden Antrag:

l) Die Nazionalversammlungermächtigtdie ZSMMIASWATD
die Lösungder zwischen deutschen Einzelstaaten und fremden Na-

zionen bestehendenHandels- und Schiffsahrtsverträge,und erfor-
derlichenFalles deren Umwandlung in Reichsverträgezu bewir-

ken, auch neue Verträge dieser Art abzuschließen,Alles unter

Vorbehaltder Genehmigungder Nazionalversammlung
2) Die Nazionalversammlungbeschließt,daß der Ausschuß

der Zentralgewaltdie zur Bearbeitungvon Reichsgesetzenüber
deutsche Schissfahkt,Eisenbahnenund Postwesen in seinen Akten
vorhandenen Materialien zu dem Zwecke überweise,die dieseVer-

hältnissebetreffendenGesetzentwürfebaldthunlichstder Nazional-
versammlung zur Beschlußnahmevorzulegen.

3) Die Nazionalversammlungbeauftragt die provisorische
Zentralgewalt, mit möglichsterBeschleunigungGesetzes-vorlagen
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mit der sie den Schluß der«wichtigen Debatte herbeiführte-, be-
.

zur Begründungeiner ZolleinheitDeutschlands,so weit solchezum
Zweckeder Vorarbeiten erforderlich sind, zu machen.

4) Die Nazionalversanemlungbeauftragt die Zentralgewalk,
ein Zollgesetzund einen Zolltarif zu entrverfen und der Nazional-
versammlung vorzulegen.

5) Die Nazionalversammlungerklärt, daß sie durch die vor-

stehend ertheilten Aufträgein keiner Weise das ihr zusteheude
Recht der Iniziative gefährdetwissen will.

Eine Minorität des Ausschusses hat sich die Einbringung
eines eigenen Antrages vorbehalten.

J-.
sti-

«
si-

Minoritiits - Gutachten
des volkswirthfchaftlichen Ausschusses

über·dieVorlage desHerrn ·Reiths-HandelsministersDuck-
witz, die kommerzlelle Einheit Deutschlands betreffend.

Berichterstatter: AbgeordneterEisenstuck. Die Beschlüsse
des volkswirthschaftlichenAusschussesauf die vorgenannte Vorlage
des Herrn Handelsministers Durkwitz, sind in der Sitzung vom

ll. November mit zehn gegen neun Stimmen gefaßtworden. —-

Bei der hohen Wichtigkeit des Gegenstandes fühlensich die unter-

zeichneten Mitglieder der Minorität gedrungen, ihre abweichenden
Ansichten in nachstehendem Berichte näher auszuführen und die

hierauf gestütztenAnträgeder hohen Versammlung zur Prüfung
und Annahme anzuempfehlen. Sie werden dabei von der Ueber-

zeugung geleitet, daß von der gedeihlichenLösungder hier vorlie-

genden Frage die ganze innere Kraft und materielle GrößeDeutsch-
lands, das künftigeWohlbefinden von Millionen seiner fleißigen
Bewohner, die volle Geltung einer Achtung gebietenden Stellung
nach Außen, mit einem Worte, die blühendeZukunft einer großen
Nazion abhängenwird, welche berufen ist, den ersten Rang in

dem Verkehre der Völker einzunehmen, sobald sie es begreift,die
Vortheile ihrer geographischenLage, die volle Ausbeutung der ihr
zugetheilten Naturschätze,die Intelligenz und Betriebsamkeit einer

dichten Bevölkerungim wohlverstandenengeeinigten Interesse zur
vollen ungeschmälertenAnwendung zu bringen ; sie sind aber auch
der Meinung, daß dieses hohe Ziel, dessen Erreicht-eng eine der
schönstenFrüchte der Erhebung Deutschlands sein würde, dem
deutschen Volke abermals entrückt werden wird, wenn es nicht ge-
lingt, die handelspolitischen Irrthümer und Fehlgriffevollständig
zu beseitigen,durch deren Anwendung in den letzten Detennien die
materiellen Interessen der deutschen Bruderstämmegewaltsam von

einander getrennt und sich gegenseitigentfremdetworden sind; wenn

ferner nicht die wahre Erkenntnißvon den unermeßlichenVortheilen
einer einheitlichen kommerziellen und gewerblichenKraft nach Innen
und Außen zu einem gleichzeitigen bereitwilligen Entgegenkommen
der seither zersplitterten Theile auffordert und selbst die Opfer ver-

gessen läßt,welche nothwendigerweisevorübergehendvon der einen

oder der andern Seite gebracht werden müssen,um die, allen schein-
baren augeblicklichenSchaden überwiegendenVortheile endlicher
Vereinigung zu erlangen, und die Große des deutschenAckerbaues,
Handels und Gewerbes —- dieser cheinsamen Grundsäulender

Blüte aller zivilisirten Staaten —- in ihrem ganzen Umfange dem

Vaterlande zu sichems — Die Bestimmungder handelspolitischen
Maaßregelnfür den Verkehr des Bundesstaates mit fremden Na-

zionen, die Einleitung aller Maaßregelnfür die kommerzielle Ein-
heit kann nicht getrennt werden von der gleichzeiklgenoder vorher-
gehenden Regulirung des Aus- und Eingangzollsystemsund seiner
Ausdehnung So lange die Einzelstaatenneben einander und in

ihrer Berührungmit dem Auslande noch BeklemijZollgebkekebil-
den, ist selbstredend in einheitliches Vettkagsvichalmiß Imch Außen
schon darum nicht daeban weil es selten Oderniemals Handels-
verträgegeben wird, welche nicht MBM VM MMU Schissfabrtsver-
håxknjssmgleichzeij zu dem Zellsysteme der kontrahirendenStaa-

ten in irgend einer Beziehung stehen«Abseschmhiervon-ist die

grundsätzlichgleichmäßigeBesteuekungder Einsuhrartikelim Bun-

desstaate eine politischeund staatsokonomischeNolhwendigkeit,wenn
irgendwie an eine das ganze Bundesgebietumsassendegleichmaßige
Gestaltung ver industriellenund Handelsverhältnissedie Hand gelegt
werden soll. Bevor demnach von der Feststellungder handelspoli-
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-tischm-Grundsätzeselbst und von der Begründung-der kommer-

ziellen Einheit Deutschlands überhauptdie Rede sein kann, muß
es gesetzlichfeststehen,daß die politischenGrenzen des Bundesstaates
mit den Zollgreiiteii zusammenfallen, und daß die einheitliche han-

delspolitischeVertretung Deutschlands nach Außen durch ferneren

Abschlußoder VerlängerungbestehenderVerträgeeinzelner Staeaten
mit dem Auslande von jetzt an nicht mehr gehindert oder verzogert
werden kamt — Im Angesichte des dringenden Verlangens, mit

welchem das deutsche Volk die Lösungder materiellen Fragen, und

wol mit vollem Rechte, nun endlich ungesäumtvon seinen Vertre-

teernerwartet, ist es uns geradezu unzulässigerschienen- die Aus-

sUhkUngdieser Maaßregelnbis nach Einführung der Verfassung
offen zu haltet und somit die Möglichkeitauszuschließen-schon lebt

und unverweilt denjenigen Verfügungenund Einleitungen exeku-
lin Kraft zu geben, welche das Handelsministeriumtreffenmuß,
um die von ihm selbst dieser hohen Versammlung dargelegten Ab-

sichtendemnächstzu verwirklichen. Die Lösungder schwierigenhier
eilischiagendenFragen, die Ausgleichung mannigfachel sich scheiiidar
oder wirklich entgegenstehendenInteressen der Einzelstaaten unter-

einander, die Regulirung des, durch eine Unzahl bestehender Einzel-
verträgeverwickelten Verhältnisseszu den fremden Nazionen wird

vhnedies einen weit längerenZeitraum erfordern, als es erwünscht
ist und von vielen Seiten mit Sehnsucht erwartet wird. Sollte
nun aber bis zu einem in Wahrheit wirksamen Einschreiten der

Zentralgewalt auch noch diejenige Zeitfrist verloren gehen, welche

zwischen heute und der endlichen Einführung der Reichsverfassung
in Deutschland inne liegt, ·so würde möglicherweisedas Eintreten

der neuen Verhältnissebis zu einem so weitentfernten Zeitpunkte
entrücktwerden, daß wir dies mit den Interessen des Volkes, mit

der gebieterischenNothwendigkeit endlicher schleuniger Abhilfe in

feinem materiellen Nothstande unvereinbar finden. Nach den Vor-

schlägender Majorität,welche sich darauf beschränkt,die Form
festzustellenund zu beantragen, in welcher die diesfallsigenGeschäfte
Vorläufigdem Handelsminister überwiesenwerden sollen, wird eine

faktische Wirksamkeit der Zentralgewalt in der vorliegenden Frage
erst dann eintreten können,wenn die Verfassung verkündet ist, denn

bis dahin würde «allen ihren Verfügungen die gesetzlicheGewalt

abgehen, welche erforderlichist, Dasjenige ivas geschehensoll auch
zur Ausführungzu bringen. Wir empfehlendemnach der hohen
Versammlungdringend, sofort nach der in der Sitzung vom 21.

November nunmehr stattgefundenenBeschlußnahmeüber Artikel Vli.
der Befugnisse der Reichsgeroalt ein Reichsgesetzanzunehmen und

PrPklfiMireiFzU lassea- auf dessen Grundlage es der Zentralgewalt
mosllchWird- edhlielängerenAufenthalt die von dem Handelsmini-
stmsumals Wunschenswerthbezeichneten Maaßregelnauch wirklich
tnlihremganzen Umfange sicherstellen und ausführen zu können.
Wir hadeii dem EriiiVUisedieses Gesetzes,den wir in der Beilage
Vdrligeidnach dieser allgemeinen Begründungder Nothwendigkeit
seiner AiiiiahmeiiUr NochWenigeszur speziellenMotivirung beigefügt.

»

Was nun denjenigen Theil der Vorlage des Handelsministers
bHetUisDWelcher der Reichsversammlungdie Grundsätzeund Ge-

sghespunkteunterbkeirek,nach weichen die konnnnzieue Einheit
«iUtschlfMi-8·eianleitmsei, so ist es zwar die Ansicht des Aus-

schlissesm seinesMehrheit gewesen, daß es eben so schwierigals

Uniosebarerscheinen müsse, allgemeine Grundsätzeals formulirte
Antrage der Versammlungzur Diskussion und Beschlußnahmevor-

zulegen, da»die»Aus»solcheWeise gefaßtenBeschlüsse,abgesehen von

dir Schwierigkeit-Inetn,"7,größerenVersammlung sich über die

Vedakztonallgemeiner Prinzipien zu Vereinigen, ihre eigentlicheVer-

kdrpirnng erst in din VdrznlegendenGesetzen und Tarifen finden
sollen,welche an die Genehmigung der Nazionalversammlungohne-
d«1esgebunden desto weniger in einer Reihe

EisnSiiäUngeneine speziellePrUsUng nnd Debatte über die in der

JäliagdesHandelsministers aufgestelltensechs handerspocirischen

Mitnldsabestattgefunden, und es halt»stch demgemäßeine Anzahl

k Finderder unterzeichnetenMinorität, die AbgeordnetenDegen-
ole , EtscnstuchM. Mohl, V. Reden, Schwarzenberg,

Miqllir Und«Makowiczka, für verpflichtet,Dasjenigediesem

YeslchtfbiJiUlUHemwas sie in dieser Beziehung im Einverständ-
mise ZnilEinstUberwiegendenMehrheit des Ausschussesals ihre
Perspnllche Ansicht zur Kenntnißder hohen Versammlung zu

bringen haben. Die erwähntenMitglieder finden die in der Vor-

lage des Herrn Handelsministers niedergelegten Gesichtspunkte,
ngichwelchen die..künftigeHandelspolitik Deutschlands geordnet
werden soll, in so,-,allgemeinenAusdrückenabgefaßt,daß sie es für
nothwendig erack)ien,nicht allein dieselben an sich einer näheren
Prüfung zu unterwerfen, sondern auch in klaren und bestimmten
Worten auszusprechen, welche Anwendung dieser Gesichtspunktesie
nach ihrer Ansicht für, nothwendig halten, wenn das wahre mate-

rielle Wohl des Vaterlandes für die Folge auch wirklich gesichert
und die Zukunft des deutschen Handels und der deutschen Gewerb-

thätigkeitnicht neuen Täuschungenpreisgegebenwerden soll. An

die Spitze stellt der Vortrag des Handelsministers:
l) Die grösitmöglicheauf GegenseitigkeitgegründeteFlei-

heit des Handels und der Schifffahrt mit fremden Staaten.

2) Einrichtungenim Zollwesen, welchedie Anwendung von

Repressalien wider fremde Nazionen auf Schiffe und Waaren

zulässigmachen, und zwar zum Zwecke wahrhafter Gegenseitig-
keit in Handel und Schifffahrt.

Es scheint nothwendig, diese zwei Punkte gemeinschaftlich
ins Auge zu fassen, da sie einander wechselseitig bedingen und

ergänzen,und dabei den obersten Zweck voranzustellen, welcher die

Grundlage der deutschen Handelspolitik zu bilden hat. Als die-

sem Zweck entsprechend, ist mit dem Herrn Handelsminister die

Freiheit des Verkehrs zwischen Deutschland und den fremden Na-

zionen anzuerkennen, aber die wahre Freiheit des Handels er-

scheint unerreichbar, so lange Deutschland noch nicht seine vollen

Produkzionskräftenach Jnnen und Außen entwickelt hat, um den

fremden Staaten gegenüberebenbürtigund gleichstark verhandeln
zu können,nach dem allgemeinen Grundsatze, daß freier Verkehr

im wahren Sinne, wie zwischen Individuen so zwischen Staaten
nur da denkbar ist, wo beide Theile gleich kräftigund Achtung
gebietend einander gegenüberstehen. Um diese Stellung für
Deutschland zu gewinnen, ist die Anwendung aller derjenigen
Mittel erforderlich, welche den-deutschen Arbeitserwerb in allen

Fächern, den Absatz deutscher Erzeugnisse im Innern und nach
dem Auslande und eben damitdie Fähigkeit des Lan-des zum Be-

zuge seiner Bedürfnissean fremden Erzeugnissen zur höchsten
Blüte bringen, mit welcherstets die größtmöglichsteAusdehnung
der Landwirthschaft,des Gewerbfleißesund des Handels der Na-

zionen, und somit die volle Entfaltung aller ihrer materiellen

Kräfte verbunden ist« Daß Deutschland in Folge seiner Zer-
splitterung noch weit entfernt ist von einer solchen Entwickelüng,
daß es durchgreifender Maaßregeln im Jnnern wie nach Außen
noch dringend bedarf, um diejenige Selbstständigkeitzu erlangen,
auf deren Grund es seinen Handel frei und kräftigüber alle

Theile der Erde verbreiten wird, beweisen die Einführenfremder
Arbeitserzeugnisse, die Summen von Arbeitslöhnenund Vened-
iUiigskdskeihWelche wir jetzt noch dem Auslande zu leisten haben-
während unsere Arbeiter dem Mangel unterliegen. Der preußi-

sche Zoicvekein allein beziehe fri- 40 Millionen Thaler jährlich
ausländischeGewerbserzeugnisse,worinnen 22 Millionen Thaler
Arbeitslöhneund Veredlungskostenenthalten sinds JM Jahr 1839

betrugen letztere nur allein auf baum- und schafwollene Erzeug-
nisse und Leinengarne Sz Millionen Thaler, 1843 war diese
Summe bereits auf III Millionen Thaler gestiegen.Von diesem

Standpunkte aus betrachtet, ist der Handel nur in derjenigen
Richtung wünschenswerth,in welcher er der Entwickelung der na-
zionalen Hülfsquellennicht entgegenwirkt, und die höchsteBlute
des deutschen Handels hängt davon ab, daß der deutsch-eArbeits-

erwerb, der Absatz deutscher Erzeugnissenach dem Auslande Und

somit auch·die Fähigkeitdes Landes, auswärtige Erziiigiiissezil

bezahlen, auf die oberste Entwickelungsstufesich erhebt· Diese
Gelindsalåesind in der That auch-«diejenigen, weiche die Handels-
politik der, in ihrer nazionalen Entwickelung Volangeschrittenen
eUkVPaischenStaaten und beinahe aller großenSeemächte,mit

Ausnahme des in seiner Zerspaltung ohnisaachtigenDeutschlands-
bis jetzt verfolgt hat, und zwar hauptsachlichdurch dreierleiMaaß-
regeln: -

.

a) Durch Gewährung eitles Schutzes des heimischen Ge-

wekbfleißee,soweit ek erforderlichist, um alle Arbeitskräfte oes

Volkes gleichmäßigzu entwickeln, und durch die Ausfahr der
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inländischenGewerbsproduktewiederum die Mittel zu entsprechen-—
der Einfuhr fremder, zumal tropischer Erzeugnisse zu gewinnen.

h) Durch Beförderung ihres gewerblichen und anderen

Absatzes nach den, demselben offenstehendentropischen Erzeu-
gungsländernmittels-Begünstigungder direkten Einfuhren aus

letzteren, und

o) durch Begünstigung der eigenen Schifffahrt vor der

fremden, theils als Erwerbsquelle des Volkes überhaupt,theils
als Beförderungsmittelfür den direkten Handel mit den Erzeu-
gungsländernder Einfuhrgegenständeund für die Ausfuhr der

heimischenProdukte-
Unter diesem System sind England und Frankreich groß und

mächtiggeworden, dieses System hat Belgien nach vielfachen Un-

tersuchungen eingeführt,es wird von Spanien, Holland und ande-
ren Staaten befolgt. Auch die nord-amerikanischen Freistaaten
haben es seit dem Jahre 1790 ergriffen und ausgebildet, nachdem

sie zuvor unter den Nachtheilen der Schutzlosigkeit ihres Handels
und ihrer Schifffahrt schwer und in ähnlicherWeise gelitten hatten,
wie seither Deutschland. Nur auf den Grundlagen desselbensind
die einzelnen Seemächteim Stande, im Wege wahrer Gegensei-
tigkeit fremden Völkern Zugeständnissezu machen und das größere
oder kleinere Maaß derselben je nach den Verhältnissenzum Vor-

theile der eigenen Wohlfahrt zu bestimmen. England hat bis jetzt
in der Hauptsacheunabänderlichan den Grundsätzenseiner Schiff-
fahrtsakte gegenübervon fremden Nazionen festgehalten,es hat bis

jetzt dem Handel und der Schifffahrt keines europäischenStaates

gestattet, ErzeugnisseAmerikas, Afrikas oder Asiens (dieLevantischen
ausgenommen) nach Großbritannienzum Verbraucheeinzuführen.
Seine sogenanntenGegenseitigkeitsverträgemit Ländern,welchenicht
wie Nord-Amerika und Frankreich den englischenHandel mit tro-

pifchen Erzeugnissenebenfalls unbedingt ausschließen,sind mehr oder-

weniger illusorisch. Mit Nord-Amerika und Frankreich aber be-

schränkensich die britischen Gegenseitigkeitsverträgeim Wesentlichen

auf die beiderseitigeneigenen Erzeugnisse, weil diese beiden Seemächte

den Handel und die Schifffahrt Großbritanniens genau mit dem

eigenen Maaße der britischenBeschränkungenmessenund die Grund-

sätzeder englischen Navigazionsakte streng gegen England selbst an-

wenden. Frankreich hat gleichfalls bis jetzt in dereHauptsache und

mit wenigen Ausnahmen sein System der Begunstigung direkter
Einfuhr aus den Erzeugungsländerndurch hohe Unterschiedszolle
festgehalten, und seine wenigen Handelsverträgegewahren mehren-

theils nur insden Hafen- und dergleichenAbgaben Erleichterungen.
Nord-Amerika (obgleich es die britische Navigazionsakte bei sich
im Wesentlichen als Gesetz eingeführtund überdies die Einfuhren
unter fremder Flagge mit einer Zollerhöhungvon 10 Proz. und

mit höherenHafenabgaben als die Einfuhren unter eigener Flagge
belegt hat), befolgt zwar das System der Ausnahme von diesen
Gesetzen,sowol hinsichtlichder Zulassungfremder Nazionen mit ihrem
Handel und ihrer Schifffahrt zur indirekten Einfuhr aus dritten

Ländern,als auch hinsichtlichder Gleichstellungfremder Flagge mit

eigener in Beziehung auf Zölleund Schifffahrtsabgaben, mithin den

Grundsatz vollkommener Gegenseitigkeit;indessenist nicht zu über-

sehen- daß Nord-Amerika sowol durch feine gtvgkaphischeLage als

durch die umfänglichenFrachten, welcheeihm die Ausfuhr seiner
unermeßlicheneigenen Naturprodukte gewahrt, in einer ausnahms-

Wise günstigenStellung für Befolgung dieses Systems sich befin-
det. —- Deutschland dagegen ist, wie durch seine geographischenso

Tdukchalle übrkgeninneren Verhältnissegebieterischdarauf hingewie-
Lsm- in dem Systeme der andern europäischenGewerbsstaaten, wie

England, Frankrzich,Belgien die Erlangung gleicher Macht Und

kommekzikllkkGroße zu suchen. Es hat demnach:
a)·den direkten Bezug seines Verbrauches an überstei-

schen, insbesondere tropischn Waaren aus den Erzeugungsländern
oder dm Ländern,in deanHäer diese Waaren allein zur Aus-

suhr verschifft werden konnen oder verschifftzu werden pflegen,
unter deutscherFlagge, und dadurch mittelbar den Absatz deut-

scher Produkte aller Art nach diesen Ländern durch entsprechende
Unterschiedszöllezu sichern;

h) außerdemdie deutsche Schifffahrt durch kWNlAllgemek
nen Vorzug in den Schifffahrtsabgaben(Hafengeldernu. s. w.)
veoor der fremden in deutschenHäsenzu begünstigenz

o) die Schiffsahrt zwischen deutschenHåsMfürKüstenfahrt
zu erklären und der deutschenFlagge ausschließlichVorzubehalten;

ri) bei dem Abschlussevon Gegenseitigkeitsverträgendie Be-
günstigungdes direkten Bezuges überseeischer,insbesondere
tropischer Erzeugnisseunter deutscher Flagge in den Zollabgaben
nur der gleichfallsdirekten Einfuhr unter Flagge des Erzeu-
gungslandes oder der Länder,in deren Häfen diese Waaren allein

zur Ausfuhr verschifft werden können oder verschifftzu werden

pflegen- zuzugestehen nicht aber auch dem Zwischenhandeldritter,
insbesondere europäischerStaaten;

e) im Uebrigen die Gegenseitigkeitsverträgeauf Gleichstelg
lung der fremden Flagge mit der deutschenin den Schifffahrta-
abgaben zu beschränken.

«

Nur in diesem Sinne, nach welchem eine wahre und heil-
same Gegenseitigkeit allein denkbar ist, würde die Zustimmung zu
dem ersten Punkte der Vorlage empfehlenswertherscheinen. Was
den zweiten Punkt betrifft, so können darin, dem Wortlaute nach,
zwei verschiedene Systeme enthalten sein. Es kann damit ge-
meint werden, daß die gleiche Behandlung der direkten und indi-
rekten Einfuhr aus allen fremden Ländern,so wie Flaggen, unter

welchen sie eingehen, hinsichtlich der Zölle und Schifffahttsabgaben
Regel des Gesetzes sein soll; daß aber Einrichtungen im Zoll-
wesen beabsichtigt werden, welche die Anwendung von Repressalien
wider fremde Nazionen auf Schiffe und Waaren zulässigmachen,
um dadurch eine wirkliche Gegenseitigkeitin Handel und Schiff-
fahrt zu erzwingen oder aber daß die höhere Besteuerung
der fremden Flagge und der indirekten Einfuhrdie
Regel des Gesetzes bildet, von welcher im Wege der Ge-

genseitigkeit zu Gunsten fremder Flaggen Ausnahmen gemacht
werden können, und daß somit die Anwendung von beschränken-
den Maaßregeln gegen fremde Schifffahrt und Handel in allen

Fällen da von selbst vorhanden ist, wo das Gesetz seinen regelmä-
ßigen Lauf hat. —. Dieses letztere System befolgen Frankreich,
Nord-Amerika, Holland, Belgien, Spanien, Oesterreich und andere

Staaten; England vereinigt beide Systeme, indem es in seiner
NavigazionsakteausschließendVerfügungengegen fremde Schiff-
fahrt und Zwischenhandel zum Voraus allgemein und unbedingt
festsetzt, der Regierung aber noch überdies die Befugniß gibt, Un-

terschiedszölleauf gewisse Waaren da aufzulegen, wo die briti-

schen Schiffe oder Waaren in andern Ländern ungünstiger,als

diejenigen dritter Völker behandelt werden. — Deutschland hat
sich für dasjenige System auszusprechen, welchesFrankreich, Nord-
amerika u. s. w. befolgen, und zwar ans doppeltem Grunde. —

Einmal handelt es sich nach der bei Punkt l ausgesprochenen
Ansicht nicht blos Von Repressalien, sondern von der Begründung
eines entschiedenen Systemes, zu Gunsten der direkten Einfuhr
unter deutscher Flagge und unter den Flaggen der betreffenden
Erzeugungsleinder, welches nicht im Wege der Repressalien, son-
dern nur im Wege des allgemein gültigen und bleibenden Ge-

setzesgegründetwerden kann. Ferner aber haben Repressalienan

sich immer etwas Feindseliges und Gehässiges,und führen häufig
nur zu weiteren Gegenmsaßktgth Wähkmd es felbstredendist,
daß die Befreiung von der Regel eines Gesetzesim Wege der

Vergünstigungdurch Nachgibigkeit von der andern Seite, durch
Einräumung gegenseitigerVortheile erworben werden muß. Ins-
besondere hat aber das System, welches die Beschränkungder

fremden Schifffahrt nicht im Wege der Repressgliem sondern als

Gesetzregelausspricht, noch den großenVertheil, daß es nur da-

durch möglichwird, einem fremden Staate im Wege der Gegen-
seitigkeit gerade nur so viel einzuräumen-Als ihm gebührt.End-

lich aber ist der Weg der Repressalien ein kaum ausführbarer
und darum auch w nig wirksamer, Weil et immer nur gegen die

Häsen und Schiffe inzelner Staaten gerichtet werden kann, und

somit stets mehr od r weniger leicht zU Umgehen ist. Jm Ueb-

rigen ist, wenn auch das System der Unterschiedszölleals Regel
dem der Repressalienvorgezogm werden muß, damit doch nicht
zu verkennen, daß Zölle denkbarsind, wo Repressalien als weite-

res Schutzmittel der nazionalenInteressensich empfehlen können,
und es erscheintdeßhalbnothig, in der Zollgesetzgebungdie Be-

fugniß dazu nicht gänzlichAuszuschließem— Der dritte Punkt

.

des ministeriellenVortrags schlägtvor: »Bei der Schifffahrtsge-
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setzgebungüber Nazionalität deutscher Schiffe solche Grundsätze
anzuwenden,welche die Vermehrung derselben möglichsterleichtern
und Erschwerungen des Schiffbaues, der Ausrüstung und Be-

mannung vermeiden-« — Hierzu ist nur Folgendes zu bemerken:

Es kann kein Zweifeldarüber sein, daß es das Interesse der all-

gemeinen Wohlfahrt nicht minder als die Billigkeit und Gerech-
ckigkeikgegen die Bewohner der Seeküsten erfordert, den deutschen

Schiffbauund die Ausrüstung deutscher Schiffe in jeder Weise
ZU deSUnstigenund wohlfeil zu machen. Es sind vorzüglichEi-

sen- Anker und Ankerketten, gewisseGattungen Von Segeltuch
TI- si w., welche der deutsche Schiffbau zur Zeit nur aus dem

Auslande am billigsten beziehen kann, und welche ihm möglichst
Unbeschwert Von Zöllen verschafft werden müssen,sobald die deut-

sche Zolleinheit eintritt. Dies ist erreichbar:
I) durch die Belegung derselben mit geringen allgemeinen

Vllsaläenoder gänzlicheZollbefreiung überhauptz
2) durch zollfreie Verabfolgung aus Zollfreilagern an den

Rinden endlich
3) durch Erstattung der, auf das Material entrichteten

Zölle in Form von fest normirten Rückvergütungenfür jeden
Lastgehalt eines neu erbauten Schiffes.

Als unräthlichmuß daß erste dieser Mittel betrachtet werden,
weil es grundsätzlichunzulässigerscheint, das Zollsystemüberhaupt
in einer seiner wichtigsten Posizionen zu verletzen, die Zollbefrei-
ung der Schiffbaumateriale als solches aber entweder eine Schmug-
geleinfuhr auch für andere Zwecke herbeiführenoder mit einer

höchst lästigen Kontrole verknüpft sein würde. Noch weniger
angemessenwürde es fein, zum Beispiel den Zoll auf Eisen zu

Gunsten des Schiffbaues allgemein aufzuheben und dadurch den

vcsjisenhüttenbetriebdes Zollschutzesim ganzen Umfange von Deutsch-
land zu berauben. Die Eisenindustrieernährt in ganz Deutsch-
land mittelbar und unmittelbar ohne Zweifel weit mehr Menschen,
als die Seeschiffsahrt,und abgesehen davon, sind gewiß beide Er-

werbszweigegleich nothwendig und wichtig. Es ließe sich dem-

nach in keiner Weise rechtfertigen, wollte man den einen zu Gun-
sten des andern nufopfern, um so--weniger, als Hülfsenittek für

-

beide sich in leichter Weise vereinigen lassen. — Eine Verabfolg-
ung der erforderlichen Schiffsbaumaterialienaus zollfreien Lagern
würde sich weit eher empfehlen, obschon gegen eine allgemeine
Anwendung dieses Systems auf alle Baumaterialien, also auch
aquEisen,ebenfalls zwei wichtige Gründe sprechen- einmal die

«Mogltchkeit eines Misbrauches bei Rohstvffen, Wie das Eisen-
sodann.abe«r.nor«nehmlichder Umstand, daß dadurch der inländischen
Gewerbsthatigkettimmerhin ein wichtiger Absatz auch für die Zu-
ktznftentzogenoder doch erschwert wird. In Betracht dieser um-
stande durftevorzugsweise die Ertheilungvon Zollvergütnngenans
der Retchszollkasseauf jeden Lastgehalt eines neu erbauten Schiffes
In empfehlenfein, deren Norm nach dem durch die preußischeRe-

geenngm Folgeeiner Enquåte schon frühergenau festgestellten

sicädarsauslandcscheaMaterialienund der daraus fallenden Zölle

daßgkzxteSSchwierigkeitbestimmenlaßt, und wodurch erreicht Wird-

bedatfes vochåffserbauerfrier«die Zollvertheuerung»seines Material-
.M t rialim baxdksentschadtgtwird und gleichzeitigsichinlandischer

ae e ienen kann, wenn letztere ihm mit dieserVergütung
(wte es unsehlharbaldnach Einführungder deutschen Zolleinheit
derFall sein Wird)ewdhlseilereinstehen, als die ausländischenBe-
ziehungen Gegenstandeder laufenden Ausrüstung, wie Anker,
Ankerkettenu. dgl-,sowie«alle Bedürfnissedes Reparaturbaues der
Schiffe, konnen ubrigens immerhin aus zollfreien Lagern abgegeben
werden, so lange sie das Inland nicht gleich gut und wohlfeil lie-
fert. Was den Schiffsptoviantbetrifft- so scheint es gar keinem

ggstandezu unterliegen, fremdeVerzehrtlngsgegenständeaus zoll-

dereeåchagerwandie Schiffe verabfolgenzn lassen,da es nicht-in
auszudesekchltliegen kann, die Verzollung ans denjenigenVerbrauch
Vierte Pen;?-welcher auf Schiffenin der See stattfindenDer

nung der Hkder Vorlage enthalt den Grundsatz «MdgllchstetSche-

der Zollerheüüdeläkewegpngbei Feststellungder Form Und Kontroce

Fassun Vollkon
— DiesemGrundsatzekann in seiner allgemeinen

sow
»g d,m!nenbetgetretenwerden, sobald hinzugesng wide

en es le
UnseschmalerteDurchführungdes einheitlichendeut-

en Zoll- Und Schlffsahrtssystemsgestattet-.«Daß der großena-

zionaleZweck, dem die Zell- Und Schifffahrtsgesetzedienen sollen,
—-die Rettung und Emporbringung der deutschen Arbeit und des

deutschen Wohlstandes, — den hier Vorliegendemwenn auch noch
so·wichtigen Rücksichtengegenübernicht geopfert, und daß ebenso-

wenig die Sicherheit der Reichseinkünfte,welche von der folgerich-
tigen Durchführungjener Gesetzeabhängt,gefährdet werden darf,
bedarf wohl kaum der Erwähnung.Es ist aber auch eine solche
sichereDurchführungdes Gesetzes mit einer alle billigen Wünsche
befriedigendenSchonung derHandelsbewegungbei Feststellungder

Form und Kontrole der Zollerhebung vollkommen vereinbar. Ein

namhafter Theil der eingehenden Waaren, namentlich det Rdhstvffe-
für die Volksarbeit, wird voraussichtlich ohnedies zollfrei sein« Ein

anderer ansehnlicherTheil derselben Lebensmittel (Kolonialwaaren)
wird im Jnlande nicht erzeugt und kann, wie in andern Ländern,
den Kaufleuten unter wenig lästigerKontrole in ihre Privatlager
gegeben werden. Außerdemliegt es in der Natur der Sache, daß
durch Hafenbassins, mit Lagerräumenin den Seestädten, sowie
durch anderweite öffentlicheLagerhäuserim Innern des Landes

allen Bedürfnissendes unbesteuerten Zwischenhandels und Transits
jede möglicheund wünschenswertheFreiheit gewährtwerden muß.
Diese zollfreieLagerung darf jedoch nicht so weit ausgedehnt wer-

den, daß ganze Städte und Gebiete außerhalb der Zolllinien blei-

ben, oder einzelne Hafen und Lageranstalten den Zoll- und Schiff-
fahrtsgesetzen sich entziehen können, wie dies auch weder in Eng-
land, noch in Frankreich, Nordamerika, Holland und Belgien der
Fall ist. Eine Ausnahme in diesem Sinne erscheintdarum als

unzulässigund schädlich,weil

l) die Bewohner solcher Städte oder Gebiete ein Vorrecht
besitzenwürden,zu den Reichslasten nicht wie andere Reichsbür-
ger beizutragen, was mit der Gleichheitder Pflichten und Rechte
unvereinbar erscheint;

2) die betreffendeBevölkerungselbst in eine sehr nachthei-
lige gewerblicheLage versetztwürde, indem sie, mit einer Zoll-
linie umstellt, ihre Gewerbserzeugnissebei der Einfuhr in’s Reich,
gleich dem Ausländer, verzollen müßte und dadurch der reichsten
seestcidttfchenGewerbe, als Zuckerraffinerie,«Seifenbereitungenec»
verlustigginge;

3) die auf solcheWeise aus-geschlossenenPlätzeals Schmug-
gelniederlagenfür auswärtigeGewerbserzeugnissedienen können,
wie die Erfahrung in Ländern lehrt, wo diese veraltete Einrich-
tung besteht;

4) die folgerichtigeDurchführungder Unterschiedszölleun-

verträglichmit der Ausschließungganzer Hafenstädteist und da-

durch neben den allgemeinen Interessen auch die Rhederei und
der Eigenhandeldieser Städte selbst den größtenVerlust erleidet;

5) die ausgeschlossenenStädte für die inländischenNatur-
und Getverbserzeugnissedes Reichs als großeStapelplätzeweit

weniger geeignet sind, als wenn sie in der Zolllinie bleiben, da

sie im gegentheiligenFalle mit gleichartigenausländischenWaa-
ren überschwemmtwerden, die Erzeugnissedes Reichs aber", ein-
mal in die Hafenstadt eingeführt,nicht wieder zollfrei in den

allgemeinen Verkehr zurücktretenkönnen, und dadurch die freie
Bewegung des Handels mit denselben in schädlicherWeise ge-
hemmt wird. ei)
Schließlichwürde nur mit kurzem Worte noch des seit-

herigen Meßkontirungsspstemsals einer Einrichtungzu erwähnen
sein, welche aus dem Zollvereine in das Reich überzugehenhat-
weil sie mit dem Welthandel der deutschenMessen, insbesondere
Leipzige-und sonach mit dem gleichzeitigenAdsatzedeutscher Ge-
werbserzeugnissezur Zeit noch zu enge zusammenhängt,als daß
nicht ihre Erhaltung und Verbesserungvorerst jedenfalls kåthlich
erscheinenMüßte,währenddie spätereEntbehklichkeltjedenfalls
eine Frage der Zukunft bleibt.

"

Was den fünftenPunkt in der ministeriellenVorlage:»Be-
freiung der Verkehrs- und Transportmittel Deutschlands von den«

seitherigenHemmnissenund Ungeregelthnken«betrifft- so ist- so-
weit hier von der Aufhebung der Flußzölledie Rede ist, bereits ein

Gesetzentwurfvorgelegt, dessenAnnahme nach bevorstehenderBera-

thUng-wiederholtanempfohlen wird. Im Interessedes gesammten

— ,
W) Wir verweilen hier Wiederaus«das Mentorandumvon Duck-

witz- in dem er die gleicheMeinung (stehe1—5) entwickelt. D. N.
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geistigenund materiellen Verkehrs ist es außerdemaber gewißnicht
minder wünschenswerth,daß die deutschen Postanstaltenmöglichst
bald in eine Reichspost, nach gesunden, .volkswirthschaftlichrichtigen
Grundsätzen,verwandelt werden, und Deutschland die Segnung
einer einheitlichen,wohlfeilen und raschen allgemeinen Posteinrichtung
erlange, womit dann auch das Eisenbahnwesen san sich selbst so
wichtig) im Zusammenhange steht. Es muß deshalb als eine ge-
bieterische Forderung der Gegenwart erscheinen, der Zentralgerralt
den Auftrag zu ertheilen, diese Gegenständekräftigin die Hand zu

nehmen und ihre baldige Regelung im Sinne der deutschen Wohl-
fahrt und Einheit durch Gesetzentwürfefür die Nazionalversamm-
lung vorzubereiten. Der sechsste Punkt des Ministerialvortrags
lautet;. »Bei Feststellung des ZolltarifsmöglichsteBerücksichtigung
des internazionalen Verkehrs mit Rohprodukten, soweit solcheszmit

den finanziellenBedürfnissenirgend verträglicherscheint, und Schulz-
gewährungder deutschen Industrie in dem Maaße, wie es zu ih-
rem sichern Gedeihen nothwendig und zweckmäßigist.« Was die

Roherzeugnisse betrifft, so zerfallen dieselben bekanntlich in Urstoffe,
welche der Arbeit des Volkes dienen, und in Lebensmittel. Erstere
(wie z. B. Baumwolle, Schafwolle, Flachs, Hanf, Farbehölzer2e.)
werden bei direkter Einsuhr aus den Erzeugungsländernunter

deutscherFlagge unbedingt frei einzulassen, dagegen aber mit einem

Differenzialzollzu belegen sein bei der Einfuhr aus Zwischenhan-
delsländern,oder unter dritter Flagge, sowie (bei überseeifchenEr-

zeugnissendieser Art) bei der Einsuhr zu Lande, da diese Urstoffe
unter Anwendung einer solchenMaaßregel die höchsteBedeutung
für deutsche Rhederei, deutschen Einfuhrhandel und somit auch für
die Ausfuhr deutscher Waaren nach den Erzeugungsländernerlangen
werden. Die Grundsätzeder Zollbelastung für ausländischeVer-

zehrungsgegenständewerden allerdings, mit Bedauern sei es gesagt,
mehr oder weniger nach den finanziellen Bedürfnissender Reichs-
kassenzu modifiziren sein, und es darf nichtverkanntwerdem daß der

gegenwärtigeZeitpunkt Erleichterungen hier wenig günstigist. Auf der

andern Seite lehrt die Erfahrung anderer Staaten, daß die Herabsetzung
der Steuern auf alle gemeineBedürfnisse,währendsie die Konsumen-
ten erleichtert, in weiterer Entwickelungallmähligauch einen wach-
senden Verbrauch herbeiführt,welcher den ansänglichenFinanzaus-
fall ausgleicht, Und es wird demnach die Aufgabe der künftigen

Zollgesetzgebungsein, beide Erfordernissemit Umsicht in Erwägung
zu ziehen. Unter allen Umständenerscheint es als eine Nothwen-
digkeit, bei der Regulirung des neuen Tarifes nicht, wie seither ge-

schehen,vorzugsweise auf diese Gegenständedes gemeinen Verbrau-

ches die höchsteSteuer nach dem Werthe zu legen, vielmehr die

Verzehrungsgegensiändedes Luxus und Reichthums, welche häufig
mit kaum nennenswerthen Abgaben belegt find, unter die höchsten
Zollsälzezu bringen. — Was endlich den Zollschulzfiir den deut-

schen Gewerbfleißbetrifft; so spricht die Thatsache der nach Arbeit

ihre Hände ausstreckendenzahllosen Deutschen jedes Alters und

Gefchlechtes,in allen Gauen des Vater-landes,wie sie in Hunder-
ten von Petizionen aus allen Kreisen der Bevölkerungder hohen
Versammlung seit Monaten vorliegt, es spricht der ganze staatliche
und gesellschaftlicheZustand Deutschlands zu beredt und mächtig-
als das diesem tausendstimmigen Verlangen um entsprechenden
Schutz der deutschen Arbeit noch irgend ein Wort beizufügenwäre.
—- Auf den Grund vorstehender Erörterungenwürden demnach
folgende erläuterndeGrundsätzeals maaßgebendfür die Einleitung
der kommerziellen Einheit Deutschlands zu betrachten sein:

ad I. Und li. a) Dem zu entwerfenden Zolltarife ist ein Sy-
stem von Unterschiedszöllenzu Gunsten der direkten Einfuhr über-
seeifcherWaaren aus den Erzeugungsländern,oder den Ländern,
in deren Häfen diese Waaren allein znr Ausfuhr verschifft werden
können oderverschifftzu werden pflegen, unter deutscher Flagge zu
Grunde zu legen.
b)«Die deutsche Schifffahrt ist außerdem durch einen all-

gemeinen Vorzug in den Schiffsahrtsabgaben(Hafengeldernu.

s. w.) vor der skkmdm in den deutschen Häfen zu begünstigen.
c) Die Schiff-fahrtzwischendeutschen Häfen ist für Küsten-

fahrt zu erklärenund der deutschenFctiggeauEischkikßkkchVOszbchalttW
d) Bei dem ·2,Lhßchlussevon Gegenseitigkeitsverträgenist die

Bevorzugung des direktenBezugesüberfeeifcher,insbesondere tropi-
scher Erzeugnisse, unter deutscher Flagge in den Zollabgabennur

der direkten Einfuhr unter der Flagge des Erzeugungslandesoder der
Länder, in welchendiese Waaren allein zur Ausfuhr verschifftwerden
können oder gewöhnlichverschifftzu werden pflegen, zuzugestehen,

e) Im Uebrigen sind die GegenseitigkeitsverträgenUf Gleich-
stellung der fremden Flaggen mit der deutschen in den Schifffahrts-
abgaben, welche letztere zu entrichten hat, zu beschränken.

ad III. a) Die Blüte Und Wohlfahrt des Schiffbaues ist,
ohne auf irgend welche Weise die Zollsätzeauf Schiffsbzumzkkkiace
zu verlegen, durch eine gesetzlicheBestimmung zu sichern, nach wel-
cher Zollvergütungenin Normalsälzennach der Tonnenzahcder er-
bauten Schiffe an die Erbauer derselben aus der Reichszollkasse
gezahlt werden, um die möglicheVertheuerung des Schiffsbexues
durch die Eingangszölleauszugleichen, und ohne das der Nachweis
einer Verzollung von dem Erbauer gefordert wird. Auch sind die

Rohstoffe zu Schiffsausbesserungenauf eine oder die andere Weise
zollfrei abzugeben oder der Eingangszoll dafür zurückzuvergüten.

b) AusländischeVerzehrungsgegenständesind aus Freilagern
auf die in See gehenden Schiffe für deren Verproviantirungzoll-
frei abzugeben. Gleiches kann für Gegenständeder laufenden Aus-

rüstungstattfinden.
ad lv. a) In xdem zu entwerfenden Zollgesetzeist auf die

Erleichterungdes Zwischenhandels und der Durchfuhr durch zoll-
freie öffentlicheund Privatlagerung in den Hafenstädten wie im
Innern des Reiches unter Eontrole der Zoll- und Schifffahrtsbe-
hördendie nöthigeRücksichtzu nehmen, mit Festhaltung des Grund-

satzes, daß die sichere und vollständigeDurchführungder Zoll- und

Schifffahrtsgefetzedes Reiches dadurch nicht beeinträchtigetwird.

b) Die zeitige Beibehaltnng des Meßkontirungssystemsund
die Sicherung desselbengegen Misbrauch ist bei der Entfernung
des Zollgefetzesin reife Erwägungzu ziehen.

·

ad V. Unter Vorbehalt demnächstigerBerathung über den
vorliegenden Gesesentwurf, die Aufhebung der Flußzöllebetreffend,
ist die anderweite Befreiung der Verkehrs- und Transportmittel in

Deutschland von den seitherigenHemmnissen und Ungeregeltheiten,
insbesondere aber die Gründungder Posteinheit in den Händen
des Reiches als eine Nothwendigkeitzu betrachten.

ad VI. Bei der«Entwerfung des Zolltarifs soll:
a) die Einfuhr von Rohstoffen für die inländifcheVetter-

beitung soweit freigegebenwerden, als es unter Einhaltung des
Grundsatzes der Beförderungdirekter Zufuhren aus den Erzeug-
ungsländernirgend möglichist;

b) bei Besteuerung der ausländischenLebensmittel, gleich-
falls unter Einhaltung des VorgedachtenGrundsatzes, auf eine

Vorzugsweife höhereVerzollung der Luxusbedürfnisseund auf
eine Bestimmung der ZollsätzeRücksichtgenommen werden, die
das Interesse des Verbrauches möglichstmit den finanziellen An-

sprüchender Reichskassein- Einklang bringt;

a) die Zollbelegungfremder Gewerbserzeugnissein solchem
Maaße stattfinden, wie es zum sichern Gedeihm des deutschen
Gewerbfleißesnothwendig und zweckmäßigerscheint

Mit den Vorschlägen,welche die Yiehrheitdes Ausschusses
in Betreff der weiter formellen und gefchaftlichenBehandlungdie-

ser Angelegenheit der NeichsveksnMMlUNgVOkgelegthat, erklären
sich die Unterzeichneten unteeroraussetzung der Annahme des von

ihnen eingebrachtenGesetzentrvurfsvollkommen einverstanden.
Frankfurt a. M., den 22. November 1848.

Degenkolb. V. Dieskau. EisenstuckHildebrand
Hollandt. Makowiczka. Moritz Mth Müller-.

V. Reden. Schwarzenberg-
(Forisetzung folgt.)

j· Referat kber ,Zölle, Handelsverträge
u Handelskonfulate.

Mem Yetrmann Scharf.
HI-

Differenzialzölle.

Hat kaMUk bis jetzt die Wege angegeben, die, nach seinem

Dafürhalten,einzuschlagensein würden,um unsere Industrie zu.
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heben und zu kräftigen,so bleibt ihm nun noch übrig, die Mittel

zu bezeichnen,welche anzuwenden sein dürften,um unseren Verkehr
Mich Außen zu beleben, damit wir auf eine leichte Weise die nö-

thigen überseeischenProdukte uns verschaffen, dagegen wieder die

ErzeugnisseUnsererIndustrie vortheilhaft nach jenen Ländern ver-

werthen können. Hierzubedürfenwir einer möglichstfreien, star-
ken eigenen Schifffahrt.

Schon die direkten, also unmittelbaren Vortheile, die einem
Lande ekivachsen,das eine eigne Rhederei hat, sind von sehr hoher
BedeiiiungDuckwitz sagt hierüberin einer seiner neuesten
Schriften Folgendes:
»Zunåchstist es die Schifffehki selbst, weiche einer gießen

Anzahl Menschen bei der Erbauung der Schiffe und bei Anferti-
SUUS der Jnventarstücke,Segel, Tauwerk ec» beschäftigtund ein

großes Kapital für Bauholz Und Material einem Lande zuführt.
Eine Flotte von 500 großenSeeschiffen für die transatlantische
Fahrtbegleichtein Kapital von zk. 10 Millionen Thaler und dar-

uberund die ungleich größereZahl der für kürzereReisen, wie für
die Küstenschifffahrt,sich eignenden Schiffe, dürfte man für ein
Land wie Deutschland noch bedeutend höheranschlagen. Erwägt
man aber, daß die Schiffe bei einem wohlorganisirten Handel stets
ißeekompletteAusrüstungin dem Heimathshafen erhalten und daß
sur eine Fahrt nach Nordamerika eines 120 Lasten haltenden
Schiffes die Ausrüstungs-und Verproviantirungskosten 1000 bis
1200 Thaler betragen (bei größerenReisen das Doppelte, selbst
Dreifach-e), auch etwa drei solcher Reisen im Jahre gemacht werden

können, so würde die Ausrüstungsvon 500 beschäftigtenSchiffen
jährlicheinem Lande zk. IF Million Thaler allein an Ausrüstungs-
gegenständeneinbringen und die Schiffe der kürzerenFahrten viel-

leicht ein noch Mehreres. Außerdemist die Gage der Schiffs-
mannschast als ein nicht minder erheblicherGewinn zu betrachten,
so wie auch die unvermeidlichenjährlichenReparaturen, desgleichen
die im Lande bleibenden Assekuranz-Prämienin Anschlagzu bringen
sind. Würde daher der deutsche Seehandel, ähnlichdem englisch-en
und nordamerikanischen vorherrschend mit deutschen Schiffen betrie-
ben, wohin eine gesunde Handelspolitik es leicht bringen könnte-
da an der ganzen deutschen Küste die Elemente hierzu vollkommen

vorhanden sind, so würde die Schifffahrt an und für sich zunächst
den deutschen Küstenstaatenbis auf mehr denn 20 Meilen land-

einwärts einen Gewinn von 8 und 10 Millionen Thaler jährlich
liesern Der Vortheil würde sich aber keineswegs auf diese be-

scheankemdenn Abzug und Preissteigerungder Lebensbedürfnissein
Iener Weilstein Nachrückender Produkte der entfernteren Gegend
zur nsåmrlchlmFolge Fadensauch schafft der steigendeWohlstand
W HustmlanderzahlsahiseAbnehmer den vorherrschendmehr land-
emwarts wohnenden Fabrikanten.«

Von viel größererBedeutungals die direkten Vortheile, ist
der missilbake Nulåieii-der einem Lande aus einer eigenen Schiff-
sahks eUlspiiiigli Hauptsiichlichist es die Industrie, deren Auf-
schwungeng mit derselben verbunden ist, denn ihr· eignes Gedeihen
nPachtes nothwendig-immer neue Absatzquellenzu verschaffen,und

TMdestchsEeezeugnissewürden heute noch nicht ihren Weg nach
LbiksielsfhenZauderngesunden haben, wenn nicht deutsche Schiffe
ste da finsesuhkthatten.

«Eme.Vermehfungdern-eigenenSchiffe würde demnach noth-
andig eine Erweiterungdei.i Handels mit einheimischenErzeug-
nissen zur Folge haben- ein Grund, der allein schon hinreichend ist,
Um Alles daran zu schm- Um unsre Schifffahrt ganz in eigne
Hand zu nehmen.

»

Um dieses zu ermoglichen,bedarf es nicht, wie bei der Jn-
d-ustrie, eines Schutzes, einen solchenverschmähteine Handelsma-
rsme die schon jeläi6800 Schiffe mit 89-600 Tonnen zähltund«

aibenurvon England und Amerika noch·übers-lügenwird, wol
er bedarfsie der Freiheit, wol kann sie gleiches Recht in An-

spruchnei)men.

sie råäijetedäutscheSchifffahrt war bis jetzt die

9greiesteder Welt-
.

en la
» 'nen lei e e te mit ·ren

eigenen SchiffenFeincfgenaller Nazw g ch ch

Und Wie ist diese Liberalität erwidert worden?
,

Die VerschiedenenNavigazionsaktenmögenAntwort gebenans
dieseFrage.

England läßt die hauptsächlichstenProdukte Europas zum
Konsumo in England nur in englischen Schiffen oder in Schiffen
des-Landes zu, welches diese Produkte erzeugt oder erportirt.

si AußereuropäischeProdukte von Europa eingeführt,sind zum

Konsumo in Englandnicht zulässig.AußereuropäischeProdukte in

nicht·englischenSchiffen in England eingefuhrk,sind nur zulässig,
wenn sie in Schiffen desjenigen Landes eingeführtwerden, welches
sie produzirt oder erportirt.

Der KüstenhandelEnglands,-so wie der Handel von England
nach seinen Kolonien und zwischen denselben, ist nur englischen
Schiffen gestattet.

»

Mit Ausnahme der Schiffe des Landes, welches die Waaren

produzirt oder exportirtl, ist nur englischen Schiffen die Waaren-

einfuhr in englischenKolonien erlaubt.
Die Niederlanden erheben von den Schiffen der- deutschen

Staaten, welche Reziprozitätüben, kein höheresTonnengeld, als

von den eigenen, lassen aber allen Jmporten mit nazionalen Flag-
gen einen Rabatt von 10 und mehr Prozenten genießen. Ferner
unterliegen bei der Schifffahrt nach den niederländischenKolonien

alle fremden Schiffe einem höhernAus- und Eingangszoll, als die

nazionale Flagge in direkter Fahrt zwischenden Kolonien mit dem

Mutterlande.
Die GesetzgebungBelgiens stellt zwar, hinsichtlich der Schiff-

fahrtsabgaben, die meisten deutschen Schiffe den nazionalen gleich,
macht aber im Waarenzoll drei- und vierfache Differenzen zu
Gunsten der belgischenFlagge, zu Gunsten der direkten Einfuhr,
und zu Gunsten der Einfuhr aus außereuropäischenHäfen.

Frankreich befolgt in seinem Zollwesen das belgischeSystem
der dreisachenVerschiedenheitim Waarenzolle, und erhebt außerdem-
noch von deutschen Schiffen ein hohes Tonnengeld, wovon die

französischenSchiffe ganz, einige andere Flaggen wenigstens theil-
weise frei sind.

Jn den spanischenHäfen ist zwar die Verschiedenheit in den

Schiffsabgaben nur unbedeutend, dagegen aber die Differenz in

den Waarenzöllen,zu Gunsten der eigenen Flagge, so groß, daß
fremde Schiffe, darunter auch die deutschen, so gut wie ausge-
schlossen sind.

Die NavigazionsaktePortugals stellt fremde Schiffe den na-

zionalen nur gleich, wenn sie Erzeugnisseihres eigenen Landes ein-

führen, und belegen Waaren eines fremden Landes, importirt in

Schiffen eines andern Landes (z. B. sächsifcheWaaren in Ham-
burger Schiffen), mit einem Aufschlagzollevon 20 Prozent.

Neapel gewährtden direkten Jmporten unter eigner Flagge,
und unter der Flagge gewisserbegünstigterNazionen, welche ihre
eigenen Erzeugnisseunter ihrer Flagge einführen-einen Zollrabatt
von 10 Prozent, eine Begünstigung,an welcher deutsche Schiffe,
mit Ausnahme der östreichischen,preußischenund holsteinischenbis

jetzt noch keinen Antheil nehmen.
In Toskana bezahlen deutsche Schiffe doppelt so «VielAnker-

geld und Ausgangszoll als toskanische Schiffe- Und die Flaggen
einiger andern begünstigtenNazionen.

«

Schweden und Norwegen behandeln zwar die deutschen
Schiffe mit den ihrigen gleich, hegünstigenaberedie direkte Einfuhr
aus den meisten außereuropäischenErzeUgUngslandern,nach Maaß-
gabe ihrer Entfernung mit einem Zollerlaß von 15, 20 und 33F

ro ent. aP
zWelchessind nun die Nachtheile,die der deutschenSchiffs-abfi-

mithin auch dem deutschen Handel und der deutschen Industrie-
aus den feindseligenMaaßregelnerwachsen, die von fast allen Län-

dern der Welt gegen die deutsche Flagge ergriffen werden?» «

Engländerkönnen zu jeder Zeit Ladungen in englischenSchif-
fen nach transatlantischen Häer bringen, sie dort gegen Produkte
umtauschen und mit ihren Schiffen nach Häsenlianspokkiieih Von

wo aus sie dieselbennach Deutschland verkauer Und sannmit·den

leeren Schiffen nach Hause segelnkönnen.» Man bidleiil sichhieer
gewöhnlichdes Antwerpner Hafens, empfansfalsp deutsches Geld

für Kolonialwaaren,die gegen englischeFabrikatean den Erleu-
gungsländerneingetauschtsind und oeeani Uns so des Mittels-
diese Produkte gegen deutscheErieiisiilsseUiiierseläene»

Ferner in allen Fällen,wo englischesJZTarktebessermit Kolc-

nialproduktenversehensind ais deutscheMarkte- kaUsi Deutschland
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für sein Geld Von England, während,im umgekehrten Falle, die

Navigazionsakte Englands es verbietet, daß England von Deutsch-
land kaufen kann.

Deutschland ist dadurch nicht nur gezwungen sich mit seinen
Beziehungen Von überseeischenLändern aufs den Konsumo in

Deutschland zu beschränken,nein, es bleibtihm nicht einmal dieser,
weil englische und holländischeKonkurrenz,wegen ihrer Nehe, einen

großen Theil des innern Bedarfs Deutschlands durch ihr-eKon-

signationen schneller decken können, und was hier dem deutschen
Handel abgeht, gewinnen England und Holland, die dadurch, daß
sie auf den innern Markt allein nicht beschränktsind, ihre Unter-

nehmungen auch nach weit größeremMaaßstabeeinrichten können.
Diese Selbstständigkeit,diese größereAussicht auf einen günstigen
Erfolg gibt auch der englischen Spekulazion jene Sicherheit, die

den Deutschen, welche in ihrer Kalkulazion nicht allein den«Stand

ihres Marktes, sondern auch noch die Verhältnisseder fremden
Märkte berücksichtigenmüssen,abgehn, und für die deutscheSchiff-
fahrt nachtheilig werden muß. Und gelingt es ja dem deutschen
Kaufmann sich für den Absatz heimischer Erzeugnisseeinen Markt

zu erobern, gleich treten Zollversügungenhemmend in den Weg-
wie dies noch vor wenigen Jahren den hanseatischen Kaufleuten
erging, die deutsche Manufakte über Bombay nach Ostindien ab-

setzten, denen dieser Handel aber durch die ostindischeKompagnie,
indem sie Erhöhungder Zölle auf nicht englischeErzeugnisseein-

treten ließ,wieder abgeschnitten wurde.

(Schluß des Ill. Artikels folgt.)

Ueber Vertretung der Industrie in der

preußischen Nazioualversammlung.
Herr Trebsdorf in Mühlhausen(Thüringen),ein sehr be-

kannter verdienter Jndustrieller, hat sich zur Wahl gestellt mit einer

Ansprache, der wir nachstehende maaßgebendeBemerkungen ent-

nehmen.
— — Es ist von der Mehrzahldes Volkes nicht unbemerkt geblie-

ben, wie die am 5. Dezember (1848) aufgelösteNazionalversammlung
sich vorzugsweise nur mit der politischen Neugestaltung des Staats

befaßt,und dabei das, was uns Brod schafft und sichert,

häufigübersehenhat. Diese Wahrnehmung bringt uns zum

Schlusse, daß die Politik zu stark und die materiellen Interessen
des Volkes in dieser Versammlung zu schwach vertreten gewesen
sind. Für das materielle Wohl haben wir daher bisher auch noch
wenig Segen aus der glorreichenRevoluziongehabt; gegentheils es

ist durch die wankende Sicherheit und Ordnung auch das Ver-
trauen nach allen Richtungen hin wankend geworden; Handel und

Gewerbe sind gelähmt, die Konsumzion beschränktsich auf das

Nothwendigste, und wir treten einer weiteren allgemeinen Berat-

mung sicher entgegen, wenn nicht die Gewerbe und Handel läh-
menden Kalamitäten in ihren Ursachen gehoben werden.

Diesem Gegenstandwünscheich daher in der nächstenNazio-
nalversammlung eine ausgedehntere Vertretung und darauf hin
erfolgt meine Bewerbung, dieselbeauf meine vielseitigeBeschäftigung
mit dieser Frage , als Fabrikant, Kaufmann und Administrazions-
beamter stützend.

Nicht von einer Maaßnahme, sondern nur von einer ganzen
Summe ineinandergreifenderund sich stützenderMaaßnahmen,dür-
fen wir Hülfe hierin erwarten, wie ich nicht nur in meinen im

Mai 1848 gedruckten, vielen Behirden und Privaten vorliegenden
Zeitfragen angekeutet,sondern wie ich auch schon seit Jahrzehnten
bezüglicheAntrage zur Hebung der Industrie und somit des Volks-

wohlstandes den Zentral-Behördenuntergebreitet habe.
Es würde die Grenzen dieses Programms überschreiten,wenn

ich die von mir empfohlenenMaaßnahmenhier spezieller,als durch
Belebung und Erweiterung des auswärtigenHandels;
Geschlossenheit(?) der Industrie und Einführungeines Schutzes

gegen innere Aufreibungenz
Ekleichterungdes Lebens der- Arbeiter und Sorge für eine rege

Fortbildung in der gesammten Industrie und Erschließung
neuer Erwerbsquellen

andeuten wollte, damit das großeMisverhältniß,welches zwi-
schen arbeitenden Magen und arbeitslosen Händen
besteht, taglich mehr schwinde.

Es hat zu keiner Zeit, und auch der vormärzlichenVerwal-
tung nicht an gutem Willen gefehlt, diese längstanerkannten Mis-
ständezu beheben; allein es fehlte unseren nur schulmäßigzugezo-
genen Kammeralisten an Einsicht und Kraft, und damit meinen
Bestrebungen an Unterstützung,wie ich währendmeiner 7jährigen
Amtirung als Arbeits- und Fabriken-Jnspektor;meiner 2jährigen
als Gewerbe-Kommissarius,und meiner fast 4jährigenals See-
handlungs-Disponent an der Baumwollen-Maschinen-Spinnereiund
Weberei zu Eisersdorf genugsam erfahren habe.

Und noch nicht ist’s anders auf diesem praktischenGebiete ge-
worden! denn noch floriren dort die Verwaltungsgrundsälzejener
hohlen kammeralistischen Theorie, welche sich ihre Verwirklichung
zum Zwecke gesetzthat, währenddieselbe nur Mittel feindarfz noch
ist jeder Regierungs-Assessorein geborener Gewerbe-Departements-
rath, denn er hat durch die Absolvirung seiner kammeralistischen
Eraminas die Reife zu beschließenund zu verfügenerlangt.

Noch wird nach dem Buche verwaltet, wie manche Frauen
nur nach dem Buche kochen könnenznoch ist man noch nicht zu
der Erkenntnißgelangt, daß wir nur die. Wissenschaftaus-dem
Buche, die Sache aber aus dem Leben nehmen müssen,wie es ein
rivalisirendes Nachbarvolk thut, dem wir nicht aus Mangel an

Wissenschaft,sondern nur aus Mangel praktischerAnwendungder-
Wissenschaftnachhinken, ja so lange nachhinken werden, als wir

dtalsI
was das Leben lehrt, dem was das Buch gelehrt hat unter-

f e en.

Kammeralisten, welche Staatswirt at mit
dem Verstande des Kaufmanns studiret Rückens,thun
uns daherin der Verwaltung noth, aber keine andere Einseitig-
keit wie man im einzelnen beliebt hat, wodurch wir an Personen
gelangten,welche den allgemeinen Standpunkt der Verwaltungnicht
zu findenwußten. Es gilt also der Bekämpfungeines unpraktischen
Systems, welches noch in unserer Verwaltung lebt. Manchen har--
ten Skraußhabeeich bis zum Jahre 1847 schon mit den hohen
undehochstenBehordenbestanden, und freiwillig bin ich nach
IsiahrtgerDtenstzeitohne Pension und ohne ein anderes Vermö-
gen als etne reiche Erfahrung aus dem Beamtenstandegeschieden-
mich der Handlung wieder zuwendend, weil ich in der Behörde
meine Thatkraft gelähmtsah.

.

Ich darf bis in die neuestenZeiten kühn auf die Erfolgehin-
weisen, welche ich als Vorstand großerEtablissementserstrebt, was

auch mehrfach anerkannt worden ist u. s. w.

TechnischeWusterung
Eine zugleich rotirende nnd sich fchwingende Dampf-

maschine. Die beigefügteSkizzeversinnlichtdie Anordnung einer
«

«

Dcsmpfmaschme-Welchezugleich rotirt und schwingt.
a istM Kolben fest an der Kolbenfiange, welcher
zu Iedem Ende des Zytinvers cc her-aussiehtDer

zKOIbFnführt einen quer laufenden Zapfen d- der
M einer schrägenqueren Fuge E arbeitet, die
rund herum ins Jnnere des Zylinders geschnitten-
ist- von welcher Fugeman aber nur in der Skizze
die Hälfte in punktirtenLinien sieht» Die Dampf-
wege sind bei g Und h- Der Dampfwcg g ist in

der Zeichnung offen gedacht- Und der Dampf drückt
- Seite des Kolbens- der somit eine doppelte Bewe-

gung hat, weil, enn er niedergeht- Ver anfen d genöthigtwird eine

halbe Dkthng ährend des NiedergangesfzU Vollenden. Beim Auf-

gange macht der Kolben eine zweite halbkreisBewegung, und somit ist

die ganze Weh-Bewegung VollendetDie Kvlbenstangemacht begreifli-

cher Weise dieselbe Bewegung Unts

d
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